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Gemeinde Hohenwestedt 
 

8. Änderung des Flächennutzungsplans  
 
für das Gebiet 
 
„südlich der Bundesstraße B 430, westlich der Itzehoer Straße (B 77) und 
nördlich der Straße Glüsing-Sohrheide“ 
 
 
 

Zusammenfassende Erklärung 
 
Die zusammenfassende Erklärung gemäß § 6 a BauGB stellt die Art und Weise dar, wie 
die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
in der Planung berücksichtigt wurden und aus welchen Gründen der Plan nach Abwä-
gung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkei-
ten gewählt wurde, kurz dar.  
 
Das Gebiet der 8. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Hohenwestedt 
liegt an der südlichen Gemeindegrenze zu Jahrsdorf, südlich der Kreuzung der Bun-
desstraßen 77 und 430.  
 
Das Plangebiet ist rund 3,7 ha groß und wird im überwiegenden Flächenanteil land-
wirtschaftlich genutzt. Randlich verlaufen Knicks und stehen teilweise landschaftsbe-
stimmende Großbäume. 
 
Planungsziel ist die Entwicklung eines Gewerbegebietes mit Standort für die Ansiedlung 
eines internationalen Fast-Food-Restaurants sowie für die Errichtung eines Tankstel-
lenbetriebes und weiterer Betriebe.  
 
Aufgrund der besonderen Kriterien für einen solchen Standort wurde nach Prüfung von 
Alternativen im Gemeindegebiet dieser zentral an zwei Bundesstraßen gelegene Stand-
ort gewählt.  
 
Die naturschutzrechtlich besonders geschützten Knicks und die Großbäume an den 
Plangebietsrändern werden in der Planung berücksichtigt. Im Bebauungsplan sind ent-
sprechende Festsetzungen zu treffen. 
 
Die Planung kann im Ergebnis einer überschlägigen Prüfung ohne Verstöße gegen ar-
tenschutzrechtlichen Vorschriften umgesetzt werden, wenn entsprechende Vermei-
dungsmaßnahmen berücksichtigt werden.  
 
Erhebliche Auswirkungen auf die Umweltschutzgüter sind im Schutzgut Boden durch 
die Flächenversiegelung zu erwarten. Der Ausgleichsbedarf zur Flächenversiegelung 
wird durch Maßnahmen außerhalb des Plangebietes erbracht.  
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Schallimmissionen sind auf Grundlage eines Schalltechnischen Gutachtens durch pas-
sive Schallschutzmaßnahmen zu verminderen.  
 
Im Ergebnis sind bei Realisierung der Planung einschließlich Vermeidungs-, Verminde-
rungs- und Ausgleichsmaßnahmen insgesamt keine nachhaltigen erheblichen Umwelt-
auswirkungen zu erwarten. 
 
Die im Rahmen des Beteiligungsverfahrens eingegangenen umweltrelevanten Hin-
weise der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden, soweit sie der 
Klarstellung dienten, in die Begründung übernommen. 
 
Zu den Flächen östlich der B 77 als mögliche Standortalternative ist auszuführen, dass 
die Entwässerungssituation in diesem Bereich kurzfristig nicht zu lösen ist und auch 
die Flächenverfügbarkeit nicht gegeben ist. Dies gilt auch, soweit aktuell weiter südlich 
des Plangebietes ohne sonstigen Siedlungszusammenhang eine Biogasanlage geplant 
ist.  
 
Flächen in 2. Reihe scheiden für die geplanten Ankerprojekte aus. Auch soweit sich 
abzeichnet, dass das Wohnhaus Itzehoer Straße Nr. 66 ggf. erworben werden kann, 
reicht die zur Verfügung stehende Fläche nicht aus. Die übrige Fläche wird vollumfäng-
lich für die Biogasanlage benötigt. Ein Flächentausch ist immissionstechnisch nicht 
sinnvoll.  
 
Die Gemeinde hält ausschließlich Gewerbegrundstücke vor, die der entsprechenden 
Fördergebietskulisse unterliegen. Mit der vorliegenden Planung können nicht förderfä-
hige Gewerbegrundstücke angeboten werden, die aktuell in der Gemeinde nicht vor-
handen sind. Dies stellt insoweit ausdrücklich ein öffentliches Interesse der Gemeinde 
dar. Zudem ist die vollständige Fläche in das Landschaftsbild eingebunden.  
 
Der Gewerbeflächenanteil für die Ankerbetriebe beträgt 40 %. Die öffentlichen Er-
schließungsanlagen müssten bei einer Reduzierung des Plangebietes auf die Ankerbe-
triebe ggf. mit Ausnahme der Wendeanlage dennoch zu ca. 80 % hergestellt werden. 
Die Lage des RRB ist aufgrund der Topografie fix. Insofern würde eine kleinteilig par-
zellierte Fläche entstehen, die einer landwirtschaftlichen Nutzung in der Praxis kaum 
zugängig wäre. Dies ist jedenfalls aus Sicht der Gemeinde weder nachhaltig, noch stellt 
es einen sparsamen Umgang mit Grund und Boden dar.  
 
Die Gemeinde stellt nur rein vorsorglich fest, dass bei einer gemeindlichen Erschlie-
ßung die Erschließung der Gesamtfläche wirtschaftlich erforderlich wäre. Insofern ist 
dem Vorhabenträger in abwägender Betrachtung gleiches Recht einzuräumen.  
 
Überschlägige Berechnungen zeigen, dass der Immissionsgrenzwert der Verkehrslärm-
schutzverordnung (16. BImSchV) von 69 dB(A) tags für Gewerbegebiete im Abstand 
von 20 m zum Fahrbahnrand (und damit innerhalb der Baugrenzen) eingehalten und 
der Immissionsgrenzwert nachts im Abstand von 20 m zum Fahrbahnrand geringfügig 
überschritten wird. Die Orientierungswerte für Gewerbegebiete werden tags und 
nachts im Randbereich überschritten. Im Hinblick auf schutzbedürftige Räume ist die 
DIN 4109 ‚Schallschutz im Hochbau‘ zu beachten. Wohnnutzungen sollen im Plangebiet 
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ausgeschlossen werden. Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung werden diesbe-
züglich Gutachten erstellt.  
 
Abwägend ist festzustellen, dass die Gewerbeflächenplanung besser (und im Hinblick 
auf § 50 BImSchG) in Zuordnung zu vorbelasteten Flächen erfolgt als in unvorbelaste-
ten. Jedenfalls wäre entweder ein Heranrücken an störempfindliche Nutzung oder eine 
weitere Absetzung in den Außenbereich die Folge einer weiterreichenden Berücksich-
tigung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse. Die Verkehrsfrequenz ist im Übrigen 
Standort-bestimmend. Die angesprochenen Verkehrsimmissionen sind beherrschbar. 
Einschlägig ist die DIN 4109. Wohnbebauung ist im Übrigen nicht vorgesehen. 
 
Mit Blick auf die angrenzenden Wohngebäude im Außenbereich ist der Immissions-
richtwert für Mischgebiete einzuhalten und innerhalb des Plangebietes im weiteren 
Verfahren sicherzustellen. 
 
Die Fläche liegt unmittelbar südlich des Ortsrandes, ist über die B 77 (die im Übrigen 
verbindende Funktion hat) unmittelbar an den Siedlungsbereich der Gemeinde ange-
bunden, ist verkehrlich stark vorbelastet und bereits naturräumlich überprägt und un-
terstützt die langfristig vorgesehene gewerbliche Siedlungsentwicklung der Gemeinde.  
 
Planungsalternativen sind in Betracht zu ziehen, wenn sie aus der Sicht der planenden 
Gemeinde als real mögliche Lösungen ernsthaft zu erwägen sind. Planungsalternativen 
sind in der Abwägung zu berücksichtigen, wenn diese sich nach Lage der konkreten 
Verhältnisse aufdrängen oder nahe liegen (vgl. Ernst, Zinkahn, Bielenberg, Krautzber-
ger: BauGB – Kommentar, Stand Februar 2023, RdNr. 1 202, Seite 343).  
 
Zur Realisierung der konkreten verkehrsaffinen Ansiedlungsvorhaben gibt es neben 
dem unmittelbaren Planumfeld, dass entsprechend in die Abwägung eingestellt wurde, 
keine real existierenden Alternativen. Gegen die Nullvariante sprechen das erhebliche 
(öffentliche) Interesse der Gemeinde Hohenwestedt an der Umsetzung des Projektes 
einschließlich der langfristigen strategischen Entwicklung des gewerblichen Bereichs 
südlich der B 430.  
 
Das Plangebiet befindet sich vollständig innerhalb eines archäologischen Interessen-
gebietes. Deshalb wurden auf der überplanten Fläche in Absprache mit dem Projekt-
träger vom Archäologischen Landesamt Schleswig-Holstein Voruntersuchungen ohne 
Nachweis von relevanten archäologischen Befunden durchgeführt.  
 
Das Archäologische Landesamt hat nunmehr keine Bedenken bezüglich der Planums-
etzung und hat die Fläche mit Schreiben vom 08. September 2022 zur Bebauung frei-
gegeben. Auswirkungen auf archäologische Denkmäler sind somit nicht erkennbar. 
 
Nach diesseitiger Auslegung des § 12 (2) Nr. 6 DSchG handelt es sich bei Erdarbeiten 
im Kontext von Nachforschungen und taucherischen Bergungen um solche Arbeiten, 
die gezielt der Freilegung archäologischer Denkmale dienen. Diese Auffassung ergibt 
sich auch zwingend aus der Begründung zum Gesetzentwurf der Landesregierung vom 
17.06.2014, Drucksache 18/2031. Genehmigungsbedürftig ist danach lediglich die Su-
che nach Kulturdenkmalen. 
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Die Aufwendungen für die innere und äußere Erschließung sind bei Vollerschließung 
des Grundstücks nicht wesentlich größer. Im Hinblick auf die Wirtschaftlichkeit der 
Maßnahme ist die Gesamterschließung geboten. Der Verbleib von Restflächen, die ei-
ner landwirtschaftlichen Nutzung kaum noch zugänglich wären (das RRB ist erforder-
lich) ist mit einem sparsamen Umgang mit Grund und Boden nicht wirklich vereinbar. 
Für die Gemeinde bestehen über die konkreten Ankernutzungen hinaus Möglichkeiten, 
Gewerbeflächen außerhalb der Fördergebietskulisse für das produzierende Gewerbe 
zu entwickeln.  
 
Der Flächennutzungsplan stellt die Grundzüge der städtebaulichen Planung der Ge-
meinde dar. Die Darstellung einzelner Knicks liegt unterhalb der Darstellungsebene des 
Flächennutzungsplans.  
 
Die Auflagen zur Gashochdruckleitung werden, sofern sie die verbindliche Bauleitpla-
nung betreffen, im Bebauungsplan Nr. 60 berücksichtigt. Die Auflagen sind im Rahmen 
der Erschließungsplanung zu beachten und abschließend mit den Leitungsträgern ab-
zustimmen.  
 
Neben den obigen Ausführungen zur Verlagerung der Planung auf die Ostseite der 
B 77 oder der Verkleinerung der Plangebietsfläche wurden sonstige Planungsalternati-
ven nicht aufgeführt.  
 
Die Gemeindevertretung hat die 8. Änderung des Flächennutzungsplans am 
10.10.2023 abschließend beschlossen und die Begründung durch Beschluss gebilligt. 
 
 
 
 
Hohenwestedt, ___.___.2023 _______________________________ 
 (Bürgermeister) 

 
 


